
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Bilanzierung: Beteiligung zur Ab-
sicherung des Restwertrisikos beim 
Leasing

Die beim Leasing-Restwertmodell von ei-
nem Kraftfahrzeug-Händler an einen Au-
tomobilproduzenten zur Übernahme des 
Restwertrisikos (Restwertabsicherung) 
zu leistenden „Beteiligungsbeträge“ sind 
im Zeitpunkt der Zusage der Restwert-
absicherung nicht als Verbindlichkeit zu 
passivieren. Der Bildung einer Verbind-
lichkeitsrückstellung in Höhe der beim 
Fahrzeugrückerwerb zu leistenden „Be-
teiligungsbeträge“ steht der Grundsatz 
der (Nicht-)Bilanzierung schwebender 
Geschäfte entgegen - so hat der Bundes-
finanzhof mit Urteil vom 13.9.2023 (XI R 
20/20) entschieden. 

Im Jahr 2009 hat der Automobilproduzent 
A ein Leasing-Restwertmodell eingeführt. 
Im Rahmen dieses Modells vermittelte der 
Kläger, ein Kfz-Händler, im Wege eines Lea-
singvertrags das Kfz an den Leasingnehmer 

und veräußerte dieses zugleich an eine 
Leasinggesellschaft, die B. Der Kfz-Händler 
verpflichtete sich hierbei, das Leasingfahr-
zeug am Ende der Leasinglaufzeit zu einem 
bereits zu Beginn des Leasings mit B ver-
einbarten Kaufpreis zurückzunehmen. Ge-
gen die Zusage, einen Beteiligungsbetrag 
an A zu leisten, konnte der Kfz-Händler 
am Leasingvertragsende eine Ausgleichs-
zahlung erhalten, wenn der zu Beginn des 
Leasings zwischen dem Kfz-Händler und 
B vereinbarte Restwert, der dem Rück-
nahmepreis entsprach, höher als der tat-
sächliche Wert des Kfz am Ende der Lea-
singlaufzeit war. Der Beteiligungsbetrag 
des Kfz-Händlers für die Übernahme der 
Restwert-Absicherung durch A wurde am 
Leasingvertragsende fällig. Der Kfz-Händ-
ler konnte den Umfang der Beteiligung der 
A am Restwertrisiko durch die Wahl einer 
Risikostufe selbst bestimmen. Die Höhe 
des Beteiligungsbetrags zur Restwert-Ab-
sicherung legte A zu Beginn der jeweiligen 
Leasinglaufzeit durch ein so genanntes In-
fo-Schreiben fest. Den Beteiligungsbetrag 
stellte der Kfz-Händler zu Beginn der je-
weiligen Leasinglaufzeit gewinnmindernd 
als Verbindlichkeit ein. Nach Ablauf des 
Leasingvertrags und Erhalt einer Endrech-
nung löste er diese Verbindlichkeit auf.

Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass 
eine Verbindlichkeit erst im Zeitpunkt des 
Erhalts der Endrechnung, also nach Ablauf 
des Leasingvertrags, entstehe. Im Zeit-
punkt des Erhalts des Info-Schreibens über 
die Höhe des Beteiligungsbetrags sei keine 
Verbindlichkeit einzustellen. Auch die Bil-
dung einer Rückstellung sei ausgeschlos-
sen. Der BFH pflichtete dem Finanzamt bei. 
Eine gewinnmindernde Berücksichtigung 
des Beteiligungsbeitrags jeweils zu Be-
ginn des Leasingvertrags ist nicht möglich. 
Für die Passivierung einer Verbindlichkeit 
im Jahr des Abschlusses der Restwertver-
einbarung fehle es an einer rechtlichen 
Verpflichtung, da die Klägerin zu Beginn 
des Leasingvertrags (noch) nicht zu einer 
dem Inhalt und der Höhe nach bestimm-
ten Leistung verpflichtet war, die von A am 
Ende der Leasinglaufzeit hätte erzwungen 
werden können. Für die Beteiligungsbeträ-
ge, die die Klägerin im Falle und im Zeit-
punkt des Rückerwerbs der Leasingfahr-
zeuge an A zu entrichten hatte, sei auch 
keine Rückstellung zu bilden. Denn dem 
bilanziellen Ausweis der aufschiebend be-
dingten Verpflichtung, an A die festgeleg-
ten Beteiligungsbeiträge beim Rückerwerb 
der Leasingfahrzeuge zu entrichten, stehen 
die Grundsätze der (Nicht-)Bilanzierung 
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schwebender Geschäfte entgegen, ohne 
dass es noch auf die steuerrechtliche Son-
derregelung des § 5 Abs. 4b EStG ankäme.

Umsatzsteuer: Steuerfreiheit von On-
line-Angeboten auf dem Prüfstand

Viele kulturelle Veranstaltungen sowie Ta-
gungen und Seminare werden nicht nur in 
Präsenz, sondern auch über das Internet 
angeboten. Dabei sind die Angebotsformen 
vielfältig. Teilweise werden Live-Veranstal-
tungen parallel in Echtzeit digital über-
tragen, teilweise werden Live-Mitschnitte 
oder vorproduzierte Aufzeichnungen ent-
sprechender Veranstaltungen zum Down-
load zur Verfügung gestellt. Neben der 
Frage nach dem Leistungsort ist in diesen 
Fällen auch zu klären, inwieweit umsatz-
steuerliche Steuerbefreiungen oder Steu-
erermäßigungen anwendbar sind. Das 
Bundesfinanzministerium hat nun zur um-
satzsteuerlichen Einordnung von Umsät-
zen aus Online-Veranstaltungen Stellung 
genommen (BMF-Schreiben vom 29.4.2024, 
III C 3 - S 7117-j/21/10002 :004). Es würde 
den Rahmen dieser Mandanteninformation 
überschreiten, alle Punkte des BMF-Schrei-
bens im Einzelnen vorzustellen. Auf einen 
wichtigen Punkt möchten wir aber auf-
merksam machen. Er betrifft insbesondere 
Unternehmer, die Schulungen oder Veran-
staltungen sowohl in Echtzeit als auch zum 
zeitversetzten Download anbieten und die 
ihre Leistungen bislang - gegebenenfalls 
sogar nach Erörterung mit ihrem Finanzamt 
- als umsatzsteuerfrei behandelt haben. 
Das BMF differenziert nämlich zwischen 
reinen Live-Streaming-Angeboten und 
kombinierten Angeboten, bei denen vor-
produzierte Inhalte oder Aufzeichnungen 
zu einem späteren, vom Nutzer gewählten 
Zeitpunkt abgerufen werden können. 

Das BMF führt aus, dass bei reinen 
Live-Streaming-Angeboten eventuelle 
Steuerbefreiungen nach § 4 Nr. 14, Nr. 20, 
Nr. 21 oder Nr. 22 UStG in Betracht kommen, 
bei kombinierten Angeboten jedoch nicht. 
Bei der kombinierten Bereitstellung eines 
Live-Streams und einer Aufzeichnung, die 
zu einem späteren, vom Nutzer gewählten 
Zeitpunkt abgerufen werden kann, handele 
sich um eine Leistung eigener Art, die ins-
gesamt dem allgemeinen Steuersatz un-
terliegt. Eine Aufteilung des Entgelts dürfe 
nicht erfolgen. Nur wenn neben der Bereit-
stellung eines Live-Streams ein gesonder-
tes Entgelt für die Aufzeichnungen oder 
vorproduzierten Inhalte verlangt wird, 
würden zwei selbstständige Leistungen 
vorliegen, die getrennt zu beurteilen seien. 
Hier kann für das Live-Streaming-Angebot 
die Steuerbefreiung zum Zuge kommen, für 
das weitere Angebot hingegen nicht.

Praxistipp:
Die Grundsätze des BMF-Schreibens 
sind in allen offenen Fällen anzuwen-
den. Für Leistungen, die vor dem 1. Juli 
2024 bewirkt werden, wird es aber 
nicht beanstandet, wenn die Beteilig-
ten im Hinblick auf den Leistungsort, 
die Umsatzsteuerbefreiungen bzw. den 
ermäßigten Umsatzsteuersatz überein-
stimmend von anderen Grundsätzen 
ausgegangen sind. Bildungsleistende, 
aber auch Veranstalter im kulturellen 
Bereich oder im Gesundheitssektor, 
die ihre Leistungen kombiniert per 
Live-Streaming und zum Download 
anbieten, müssen umgehend prüfen 
(lassen), welche Auswirkungen sich auf 
eventuelle Steuerbefreiungen ergeben.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Doppelte Haushaltsführung: Keine Aner-
kennung bei geringer Fahrzeitersparnis

Wer aus beruflichen Gründen eine Zweit-
wohnung nutzt, kann die Kosten der dop-
pelten Haushaltsführung als Werbungs-
kosten geltend machen. Das Finanzgericht 
Münster hat entschieden, dass eine dop-
pelte Haushaltsführung allerdings nicht 
anzuerkennen ist, wenn die Hauptwoh-
nung und die erste Tätigkeitsstätte le-
diglich 30 Kilometer auseinanderliegen 
und die Fahrzeit zur Arbeit mit dem Auto 
maximal eine Stunde beträgt (FG Müns-
ter, Urteil vom 6.2.2024, 1 K 1448/22 E). Der 
Sachverhalt: Die Eheleute haben einen ge-
meinsamen Hausstand. Der Ehemann war 
als Geschäftsführer bei einer etwa 30 Ki-
lometer entfernt ansässigen Arbeitgeberin 
angestellt und mietete eine Zweitwohnung 
in ca. 1 Kilometer Entfernung von seiner Ar-
beitsstätte. Seine Arbeitgeberin stellte ihm 
ein Fahrzeug zur Verfügung, mit dem er un-
ter anderem die arbeitstäglichen Fahrten 
zwischen Zweitwohnung und Arbeitsstätte 
sowie die wöchentlichen Familienheim-
fahrten zurücklegte. Das Finanzamt er-
kannte die Kosten für eine doppelte Haus-
haltsführung nicht als Werbungskosten an, 
denn dem Arbeitnehmer sei zuzumuten, 
arbeitstäglich die Strecke zwischen Haupt-
wohnung und Tätigkeitsstätte mit dem Pkw 
zurückzulegen. Demgegenüber machte der 
Steuerzahler geltend, dass es für die Zu-
mutbarkeit auf die Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel ankomme, bei denen die 
Fahrzeit für die einfache Strecke über zwei 
Stunden betrage. Die Klage hatte aber kei-
nen Erfolg. 

Dem Kläger sei es zuzumuten gewesen, die 
Strecke zur Arbeit täglich zurückzulegen. 

Die Fahrzeit mit dem Pkw hätte im Berufs-
verkehr 50-55 Minuten und außerhalb des 
Berufsverkehrs ca. 30 Minuten betragen. Da 
die üblichen Wegezeiten maßgeblich seien, 
seien zeitweise Verzögerungen aufgrund 
von Baustellen nicht zu berücksichtigen. 
Auf die Dauer bei Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel komme es nicht an, weil 
der Kläger nicht nachvollziehbar dargelegt 
habe, dass er tägliche Fahrten auf diese 
Weise zurückgelegt hätte. Tatsächlich habe 
er sämtliche Fahrten, einschließlich der 
Kurzstrecke von 1 km zwischen Zweitwoh-
nung und Arbeitsstätte, mit dem Dienst-
wagen zurückgelegt (Quelle: FG Münster, 
Newsletter März 2024).

Abfindung: Keine Tarifermäßigung bei 
Vereinbarung eines Rückkehrrechts

Abfindungen für den Verlust des Arbeits-
platzes werden steuerlich mittels der so 
genannten Fünftel-Regelung begünstigt. 
Damit wird der Steuersatz für die Abfin-
dung zumindest ein Stück weit gemindert. 
Bei der Zahlung des Arbeitgebers muss 
es sich aber um eine Entschädigung, das 
heißt um einen Ersatz für entgehende 
Einnahmen handeln (§§ 24, 34 EStG). Das 
Niedersächsische Finanzgericht hat dies-
bezüglich entschieden, dass eine Abfin-
dung nicht ermäßigt zu besteuern ist, wenn 
ein Arbeitnehmer von seinem derzeitigen 
Arbeitgeber eine Abfindung für eine be-
triebsbedingte Kündigung erhält, ihm aber 
schon im Vorhinein ein unbefristetes Rück-
kehrrecht zu seinem früheren Arbeitgeber 
eingeräumt wurde (Niedersächsisches FG, 
Urteile vom 15.2.2024, 2 K 52/23, 2 K 72/23, 2 
K 55/23,  2 K 71/23). 

Die betroffenen Arbeitnehmer waren über 
viele Jahre in der Produktionssparte eines 
inländischen Konzerns angestellt. Diese 
wurde zunächst im Rahmen eines ersten 
Betriebsüberganges i.S. des § 613 a BGB 
auf eine neue Gesellschaft innerhalb des 
Konzerns und sodann im Rahmen eines 
zweiten Betriebsüberganges auf eine Toch-
tergesellschaft, ebenfalls im Konzernver-
bund, übertragen. In der Folgezeit firmierte 
die Tochtergesellschaft um und wurde per 
„Sharedeal“ an eine ausländische - kon-
zernfremde - Gesellschaft übertragen. Vor 
dem ersten Betriebsübergang wurde ver-
einbart, dass die Arbeitnehmer der Pro-
duktionssparte bei der Ausgliederung so 
zu behandeln sind, als wären sie noch bei 
der Konzerngesellschaft beschäftigt. Eine 
weitere spätere Vereinbarung sicherte den 
Beschäftigten zudem bei betriebsbeding-
ter Kündigung entweder ein Rückkehrrecht 
zur deutschen Konzerngesellschaft oder 
eine Abfindung zu. Einige Jahre nach Ab-
schluss des Sharedeals kam es aufgrund 

- Seite 2 -



Mandanteninfo Juli 2024

der Coronakrise zu einer Vielzahl von be-
triebsbedingten Kündigungen und zur 
Zahlung von Abfindungen, und zwar von 
der konzernfremden Gesellschaft. Ein Teil 
der Beschäftigten nahm die Abfindung und 
machte von dem Rückkehrrecht zum deut-
schen Konzern Gebrauch. Ein anderer Teil 
kehrte zwar auch - inklusive der Abfindung 
- zurück, jedoch nur für eine juristische Se-
kunde, und schied dann endgültig aus dem 
Konzern gegen Zahlung einer weiteren Ab-
findung aus. Das Finanzamt unterwarf die 
seitens des ausländischen Unternehmens 
aufgrund der betriebsbedingten Kündi-
gung gezahlte erste Abfindung in allen 
Fällen der tariflichen Einkommensteuer, 
gewährte also keine Ermäßigung nach der 
Fünftel-Regelung. Das Niedersächsische FG 
hat diese Auffassung bestätigt. Die strei-
tige erste Abfindung könne nicht nach §§ 
24, 34 EStG ermäßigt besteuert werden, 
und zwar sowohl für die Fälle, in denen die 
Beschäftigten langfristig in der deutschen 
Konzerngesellschaft verblieben sind, als 
auch in den Fällen, in denen eine zweite 
(im Übrigen unstreitig ermäßigt zu besteu-
ernde) Abfindung gezahlt wurde. 

Voraussetzung für die ermäßigte Besteu-
erung nach § 34 Abs. 1 EStG ist unter an-
derem, dass die Abfindung eine Entschädi-
gung i.S. des § 24 Nr. 1 EStG darstellt. Dies 
setze aber die Beendigung des Tatbestands 
der Einkünfteerzielung voraus. Eine solche 
liege nicht vor, wenn ein Arbeitnehmer in-
nerhalb eines Konzerns oder anlässlich ei-
nes Betriebsübergangs i.S. des § 613a BGB 
umgesetzt wird und sodann das Arbeits-
verhältnis zwar formal mit einem neuen 
Arbeitgeber, aber im Übrigen im Wesent-
lichen unverändert fortgesetzt wird. Diese 
Grundsätze gelten auch in solchen Fällen, 
in denen eine Umsetzung nicht im Rahmen 
eines Konzerns oder eines Betriebsüber-
gangs erfolgt, jedoch die beteiligten Un-
ternehmen und der Arbeitnehmer dessen 
Rückkehr zum vorherigen Arbeitgeber im 
gegenseitigen Einvernehmen so ausgestal-
tet haben, dass das bestehende Arbeits-
verhältnis im Wesentlichen unverändert 
mit dem anderen Arbeitgeber fortgesetzt 
werden konnte (Quelle: Niedersächsisches 
FG, Newsletter 4/24).

Praxistipp:
In allen Fällen wurden die Revisio-
nen nicht zugelassen, doch es liegen 
zwischenzeitlich die Nichtzulassungs-
beschwerden beim Bundesfinanzhof 
vor. Die Az. lauten IX B 34/24, IX B 37/24, 
IX B 36/24, IX B 38/24. Das letzte Wort 
ist also möglicherweise noch nicht 
gesprochen.

Kapitalanleger

Konto im Ausland: Finanzkonten-Infor-
mationsaustausch ist zulässig

Bereits seit mehreren Jahren tauschen 
zahlreiche Staaten Informationen zu Kon-
ten und Depots automatisiert untereinan-
der aus. Grundlage dafür ist in Deutschland 
das Finanzkonten-Informationsaustausch-
gesetz (FKAustG), das wiederum - insbe-
sondere - auf der EU-Amtshilferichtlinie 
2014/107/EU beruht. Der Bundesfinanzhof 
hat nun entschieden, dass der automati-
sche Finanzkonten-Informationsaustausch 
nicht gegen das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung der hiervon betroffe-
nen Steuerpflichtigen verstößt (BFH-Ur-
teil vom 23.1.2024, IX R 36/21). Die Kläger 
führen gemeinsam ein Konto mit einem 
Depot in der Schweiz. Die Kontostände 
übermittelten die Schweizer Behörden 
dem deutschen Bundeszentralamt für 
Steuern (BZSt) im Wege des automatischen 
Finanzkonten-Informationsaustauschs. 
Das BZSt speicherte und verarbeitete die 
Daten. Hiergegen wandten sich die Kläger 
und beantragten die Löschung der von den 
Schweizer Behörden erhaltenen Auskünfte 
zu ihrem Vermögen. Letztlich sind sie mit 
ihrem Begehren aber auch beim BFH ge-
scheitert.

Die Verarbeitung und Speicherung der 
durch die Schweizer Behörden im Rahmen 
des automatischen Finanzkonten-Infor-
mationsaustauschs übermittelten Daten, 
insbesondere der Kontosalden, durch das 
BZSt sei zwar ein Eingriff in das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung der 
Kläger. Dieser Eingriff sei jedoch gerecht-
fertigt. Die Verarbeitung und Speicherung 
der Daten erfolge auf der Grundlage von 
§ 5 Abs. 3 FKAustG. Diese Rechtsgrundlage 
genüge dem verfassungsrechtlichen Gebot 
der Normenklarheit und Bestimmtheit. 
Auch diene die Verarbeitung und Speiche-
rung einem verfassungslegitimen Zweck, 
nämlich der gleichmäßigen Festsetzung 
und Erhebung von Steuern, und sei zu des-
sen Erreichung geeignet sowie erforderlich. 
Ferner sei der Eingriff verhältnismäßig.

Alle Steuerzahler

Haushaltsnahe Dienstleistungen: Kosten 
eines Wäsche-Services nicht abziehbar

Wer so genannte haushaltsnahe Dienst-
leistungen in Anspruch nimmt, darf 
20 Prozent der Kosten, höchstens  
4.000 Euro im Jahr, unmittelbar von seiner 
Steuerschuld abziehen (§ 35a Abs. 2 EStG). 
Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen 

gehören vor allem hauswirtschaftliche Tä-
tigkeiten, die gewöhnlich durch Mitglieder 
des privaten Haushalts erledigt werden 
und für die ein selbstständiger Dienst-
leister beauftragt wird. Das Finanzgericht 
Münster hat entschieden, dass die Kos-
ten eines Wäsche-Services jedoch keine 
begünstigten haushaltsnahen Dienstleis-
tungen darstellen (FG Münster, Urteil vom 
15.12.2023, 12 K 1090/21 E). 

Ein Ehepaar nahm die Dienstleistungen ei-
nes Wäsche-Services in Anspruch. Der Ab-
lauf dieser Dienstleistungen gestaltete sich 
wie folgt: Die Wäsche wurde von den Kun-
den in einem vom Dienstleister zur Verfü-
gung gestellten Behältnis („Comfort-Bag”) 
an einem Servicepoint abgegeben. Der 
Wäsche-Service holte sie dort mehrmals 
wöchentlich ab, ließ sie in Reinigungsbe-
trieben waschen, reinigen und bügeln und 
brachte sie mehrmals wöchentlich wieder 
zurück in die Servicepoints, wo sie von 
den Kunden abgeholt wurde. Die Kosten 
wurden jedoch weder vom Finanzamt noch 
vom Finanzgericht anerkannt. 

Zwar treffe es zu, dass es sich bei den 
streitbefangenen Dienstleistungen (Wa-
schen, Bügeln, Stärken, Mangeln) um 
Leistungen handelt, die typischerweise 
in einem Haushalt anfallen. Im Streitfall 
fehle es aber an der räumlichen Nähe 
der ausgeführten Dienstleistungen zum 
Haushalt der Kläger. Die Dienstleistungen 
wurden nämlich nicht im oder in der Nähe 
des Haushalts der Kläger ausgeführt, son-
dern in einem räumlich entfernt liegenden 
Gewerbebetrieb, Diese Leistungen weisen 
keinen (unmittelbaren) räumlichen Zusam-
menhang mit dem Haushalt auf, für den sie 
erbracht werden, sondern lediglich einen 
funktionalen. Dabei komme es zur Beur-
teilung der Frage, was „haushaltsnah” ist, 
nicht darauf an, wo die vom Dienstleister 
behandelte Wäsche herkommt und letzt-
lich wieder von den Klägern hingebracht 
wird.

Außergewöhnliche Belastungen: 
Aufwendungen für Präimplantationsdi-
agnostik

Aufwendungen einer gesunden Steuer-
pflichtigen für eine durch eine Krankheit 
des Partners veranlasste Präimplantati-
onsdiagnostik (PID) können als außerge-
wöhnliche Belastungen abziehbar sein. 
Dies hat der Bundesfinanzhof mit Urteil 
vom 29.2.2024 (VI R 2/22) entschieden. Bei 
der PID handelt es sich um ein geneti-
sches Diagnoseverfahren zur vorgeburtli-
chen Feststellung von Veränderungen des  
Erbmaterials, die eine Fehl- oder Totgeburt 
verursachen bzw. zu einer schweren Er-
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krankung eines lebend geborenen Kindes 
führen können. Es erfolgt eine zielgerich-
tete genetische Analyse von Zellen eines 
durch künstliche Befruchtung entstande-
nen Embryos vor seiner Übertragung und 
Einnistung in die Gebärmutter.

Im Streitfall lag bei dem Partner der Kläge-
rin eine chromosomale Translokation vor. 
Aufgrund dieser Chromosomenmutation 
bestand eine hohe Wahrscheinlichkeit da-
für, dass ein auf natürlichem Weg gezeug-
tes gemeinsames Kind an schwersten kör-
perlichen oder geistigen Behinderungen 
leidet und unter Umständen nicht lebens-
fähig ist. Daher wurde eine PID durchge-
führt. Der Großteil der hierfür notwendigen 
Behandlungen betraf die Klägerin, die den 
Abzug der entsprechenden Kosten als au-
ßergewöhnliche Belastungen im Sinne von 
§ 33 Abs. 1 EStG beantragte. Das Finanzamt 
lehnte eine Berücksichtigung der Behand-
lungskosten ab. Das Finanzgericht gab der 
Klage hinsichtlich der von der Klägerin 
selbst getragenen Aufwendungen statt.

Der BFH bestätigte die Vorentscheidung. 
Die Aufwendungen für die Behandlung 
der Klägerin seien zwangsläufig entstan-
den, weil die ärztlichen Maßnahmen in 
ihrer Gesamtheit dem Zweck dienten, eine 
durch Krankheit beeinträchtigte körperli-
che Funktion ihres Partners auszugleichen. 
Wegen der biologischen Zusammenhänge 

habe anders als bei anderen Erkrankungen 
durch eine medizinische Behandlung allein 
des erkrankten Partners keine Linderung 
der Krankheit eintreten können. Daher ste-
he der Umstand, dass die Klägerin selbst 
gesund sei, der Berücksichtigung der Auf-
wendungen nicht entgegen. Unschädlich 
war auch, dass die Klägerin und ihr Partner 
nicht verheiratet waren. Schließlich war 
auch das Erfordernis der Übereinstimmung 
der vorgenommenen Behandlungsschritte 
mit gesetzlichen Vorschriften - insbeson-
dere dem Embryonenschutzgesetz - erfüllt 
(Pressemitteilung des BFH 23/24).

Zweitwohnungssteuer: Satzungen 
Timmendorfer Strand u. Hohwacht 
unwirksam

Das Schleswig-Holsteinische Oberver-
waltungsgericht hat die Satzungen über 
die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer 
in den Gemeinden Timmendorfer Strand 
und Hohwacht im Rahmen von Normen- 
kontrollanträgen für unwirksam erklärt 
(OVG Schleswig-Holstein, Urteile vom 
24.4.2024, 6 KN 1/24 und 2/24). 

Die Gemeinden hatten in die Satzungen 
aus dem Jahr 2020 bzw. 2021 einen neuen 
Steuermaßstab aufgenommen, nachdem 
das Oberverwaltungsgericht mit Urteilen 
vom 30.1.2019 den bis dahin verwendeten 

Steuermaßstab für verfassungswidrig er-
klärt hatte. Der neue Steuermaßstab ori-
entiert sich maßgeblich an dem Lagewert, 
ergänzt um weitere Faktoren wie Größe und 
Alter der Zweitwohnung. Der Lagewert ent-
spricht dem jeweiligen Bodenrichtwert des 
Grundstücks, auf dem sich die Zweitwoh-
nung befindet. 

Auch dieser Maßstab verstößt nach Auffas-
sung des Gerichts gegen das aus Art. 3 Abs. 
1 GG resultierende Gebot der steuerlichen 
Belastungsgleichheit. Mit der Heranzie-
hung des in Euro/qm ausgedrückten rei-
nen Bodenrichtwertes werde der Lagewert 
selbst maßstabsprägend, ohne dass er 
seinerseits den erforderlichen mindestens 
lockeren Bezug zu dem zu besteuernden 
Aufwand für das Innehaben einer Zweit-
wohnung aufweise. Daneben beruht die 
Unwirksamkeit der Satzung der Gemeinde 
Timmendorfer Strand bereits auf einem 
formellen Fehler. Die Gemeindevertreter 
waren zu der Sitzung, in der die Satzung 
im Juni 2020 beschlossen wurde, nicht 
ordnungsgemäß geladen worden. Da ein 
Vertreter zu der Sitzung nicht erschienen 
war, war der Mangel nach der Geschäfts-
ordnung der Gemeindevertretung auch 
nicht heilbar. Das OVG hat die Revision zum 
Bundesverwaltungsgericht wegen grund-
sätzlicher Bedeutung der Rechtsfragen zu-
gelassen (Quelle: OVG Schleswig-Holstein, 
Mitteilung vom 25.4.2024).
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